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Unabhängig vom Förderprogramm

Betriebsaufspaltung: Investor(in) und Nutzer(in) sollen grund-
sätzlich identisch sein, es sei denn, es handelt sich um Inve-
stitionen im Rahmen einer 
– steuerlichen Betriebsaufspaltung,
– �klassischen Betriebsaufspaltung/wirtschaftlichen Einheit.

Liegt ein solcher Sachverhalt vor, sind die Angaben zum/zur 
Investor/in in den Refinanzierungsantrag als Antragsteller(in) 
einzusetzen und die Angaben zum/zur Nutzer/in sind in dem 
Freitextfeld zur Betriebsaufspaltung und als Rolle „Betriebs-
unternehmen“ aufzuführen. Ebenfalls muss dann und sofern 
die Investition lediglich von einer Betriebsgesellschaft genutzt 
wird, diese Betriebsgesellschaft die Vordrucke „Erklärung 
über erhaltene und/oder beantragte De-minimis-Beihilfen“ 
und „Erklärung über erhaltene/beantragte anderer staat
licher Zuwendungen“ ausfüllen und einreichen.

Steuerliche Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn eine mehr-
heitliche Inhaber- bzw. Gesellschafteridentität (mehr als 50%) 
bei Besitz- und Betriebsunternehmen besteht.

Klassische Betriebsaufspaltung/wirtschaftliche Einheit liegt 
vor, wenn 

– �die Gesellschafter/innen beider Einheiten familiär verbunden 
sind (als Ehepartner/in/Lebenspartner/in, im Rahmen einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Verwandtschafts-
verhältnis 1. Grades) oder 

– �der/die Mehrheitsgesellschafter/in der Besitzgesellschaft 
entweder selbst oder sein/e Ehepartner/in/Lebenspartner/in 
bzw. ein/e Verwandte/r ersten Grades mindestens 10% 
der Anteile an der Betriebsgesellschaft hält und in dieser 
auch Geschäftsführer/in ist.

Außerdem können Wirtschaftsgüter finanziert werden, die 
als Sonderbetriebsvermögen ausgewiesen werden, wenn im 
Einheitsantrag beziehungsweise vor Zusage von der Hausbank 
bestätigt wird, dass es sich um eine Investition in das Sonder-
betriebsvermögen des/der antragstellenden Gesellschafters/
Gesellschafterin handelt.

Fremdvermietung: Die Anforderungen an eine Fremdver-
mietung sind erfüllt, wenn
– �der Geschäftszweck des Antragstellers/der Antragstellerin 

sich in diesem Fall in der kurzfristigen Vermietung an wech-
selnde Dritte begründet (z. B. Autovermietung, Werkzeug- 
und Baumaschinenvermietung) – Fremdvermietung von 
Mobilien, oder

– �der/die Mieter(in) der geförderten Immobilie ebenfalls 
grundsätzlich in dem jeweiligen Förderprogramm antrags-
berechtigt wäre – Fremdvermietung von Immobilien.

Kleine und mittlere Unternehmen: Anhang I der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO). Zu finden in dem 
KMU-Anlagensatz im FGCenter-Dokumentencenter.

Landwirtschaftliche Primärproduktion: Erzeugung von in 
Anhang I des AEUV aufgeführten Erzeugnissen des Bodens 
und der Viehzucht, ohne weitere Vorgänge, die die Beschaf-
fenheit solcher Erzeugnisse verändern.

Mithafter(in): Ein(e) Mithafter(in) ist eine natürliche oder 
juristische Person, die gesamtschuldnerisch neben dem/
der Antragsteller(in) ausschließlich für die Darlehensver-
bindlichkeit haftet. Es bestehen keine Ansprüche aus dem 
Darlehensvertrag.

Unternehmen in Schwierigkeiten: Unternehmen, auf das 
mindestens einer der folgenden Umstände zutrifft: 

	 a) �Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(ausgenommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen, 
und – in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen – KMU, 
die die Voraussetzung des Artikels 21 Absatz 3 Buch-
stabe b erfüllen und nach einer Due-Diligence-Prüfung 
durch den ausgewählten Finanzintermediär für Risiko-
finanzierungen infrage kommen): Mehr als die Hälfte 
des gezeichneten Stammkapitals ist infolge aufgelaufener 
Verluste verloren gegangen. Dies ist der Fall, wenn sich 
nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von den Rück-
lagen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen 
den Eigenmitteln des Unternehmens zugerechnet werden) 
ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als der 
Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht. Für 
die Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff 
„Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ insbesondere 
auf die in Anhang I der Richtlinie 2013/34/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates genannten Arten von 
Unternehmen und der Begriff „Stammkapital“ umfasst 
gegebenenfalls alle Agios. 

	 b) �Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige 
Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der Gesell-
schaft haften (ausgenommen KMU, die noch keine drei 
Jahre bestehen, und – in Bezug auf Risikofinanzierungs-
beihilfen – KMU, die die Voraussetzung des Artikels 21 
Absatz 3 Buchstabe b erfüllen und nach einer Due-Dili-
gence-Prüfung durch den ausgewählten Finanzinter-
mediär für Risikofinanzierungen infrage kommen): Mehr 
als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen 
Eigenmittel ist infolge aufgelaufener Verluste verloren 
gegangen. Für die Zwecke dieser Bestimmung bezieht 
sich der Begriff „Gesellschaften, bei denen zumindest 
einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der 
Gesellschaft haften“ insbesondere auf die in Anhang II 
der Richtlinie 2013/34/EU genannten Arten von Unter-
nehmen. 

	 c) �Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzver-
fahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen Recht vor-
gesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger(innen). 

Anlage

Definitionen/Erläuterungen –  
Formular für NRW.BANK-Förderprogramme1 

1 �die tatsächliche Förderfähigkeit einzelner Aspekte ist den entsprechenden förderprogrammspezifischen Merkblättern zu entnehmen
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	 d) �Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten 
und der Kredit wurde noch nicht zurückgezahlt oder 
die Garantie ist noch nicht erloschen beziehungsweise 
das Unternehmen hat eine Umstrukturierungsbeihilfe 
erhalten und unterliegt immer noch einem Umstruk
turierungsplan. 

	 e) �Im Falle eines Unternehmens, das kein KMU ist: In den 
letzten beiden Jahren

		  1. �betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des 
Unternehmens mehr als 7,5 und

		  2. �das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungs-
verhältnis des Unternehmens lag unter 1,0.

AGVO-Varianten:

Beginn der Arbeiten: entweder der Beginn der Bauarbeiten 
für die Investition oder die erste rechtsverbindliche Ver-
pflichtung zur Bestellung von Ausrüstung oder eine andere 
Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht, wobei 
der früheste dieser Zeitpunkte maßgebend ist. Der Kauf von 
Grundstücken und Vorarbeiten wie die Einholung von 
Genehmigungen und die Erstellung vorläufiger Durchführ-
barkeitsstudien gelten nicht als Beginn der Arbeiten. Bei 
einer Übernahme ist der „Beginn der Arbeiten“ der Zeitpunkt 
des Erwerbs der unmittelbar mit der erworbenen Betriebs-
stätte verbundenen Vermögenswerte.

Direkt durch das Investitionsvorhaben geschaffene Arbeits-
plätze: Arbeitsplätze, die die Tätigkeit betreffen, auf die sich 
die Investition bezieht, einschließlich Arbeitsplätzen, die 
aufgrund einer investitionsbedingten höheren Kapazitäts-
auslastung entstehen.

Immaterielle Vermögenswerte: Vermögenswerte ohne 
physische oder finanzielle Verkörperung wie Patentrechte, 
Lizenzen, Know-how oder sonstige Rechte des geistigen 
Eigentums.

Lohnkosten: alle Kosten, die der/die Beihilfeempfänger(in) 
für den betreffenden Arbeitsplatz in einem bestimmten Zeit-
raum tatsächlich tragen muss; sie umfassen den Bruttolohn vor 
Steuern und Pflichtbeiträgen wie Sozialversicherung, Kosten 
für die Betreuung von Kindern und die Pflege von Eltern.  

Materielle Vermögenswerte: Grundstücke, Gebäude und 
Anlagen, Maschinen und Ausrüstung.

Nettoanstieg der Beschäftigtenzahl: Nettoanstieg der Zahl 
der Beschäftigten in der betreffenden Betriebsstätte im 
Vergleich zum Durchschnitt eines bestimmten Zeitraums, 
wobei die in dem jeweiligen Zeitraum abgebauten Stellen 
von den geschaffenen Stellen abzuziehen sind. Die Zahl der 
Vollzeit-, Teilzeit- und Saisonarbeitskräfte ist mit ihren Bruch
teilen der jährlichen Arbeitseinheiten zu berücksichtigen.


